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Beiblatt zur Parlamentskorrespo~~ 

A n fra g e b e a n t W 0 r t u n g. 

nie Abg.P r c·u s sIe r und Genmscn übten in einer parlamen­

tarischen Anfrage vom 10. Mai d.,J. a.n der Schreibweise der Zeitschrift 

"Österreich in Wort und Bild" Kritik und beanständeten insbeSondere, dass ein 

österreichisches ~finisterium io Ausland eine Zeitsohrift verbreitet. in der 

staatliche österreichische Einrichtungen.wio die vrrstaa,tliohten Betriebe 

herabgesetzt, ja sogar vcrleundet werden. Sie richteten an den Handelsrninister 

folgende Anfrage: 

"I. Ist der Herr Bundesninister bCl'eit, - die skandalöse Schreibueise 

der Zeitschrift 'Österreich in Wort und Bild i unverzÜglich abzustellen? 

2, Ist der Herr B~~desminister bereit, dem Hohen Haus die Geld­

quellen, aus denen die Herausgabe dieser Zeitschrift· gedeckt wird,. bekanllt­

zugcben?" 

Bundesminister für a~ndcl und Wiederaufbau Dr.K 0 1 b beantwortcte 

nUllQehr diese ~nfrage wie ~olgtr 

HIeh habe den in Nummer 15 derZei ts_chrift "Österreich in Wort und 

Bild" erschienenen Artikel "Der Verstaatlichungsnythos" näher angesehen und 

muss zunächst in der Gec1.1.nkenführullg der Herren Interpellanten eine Begriff's­

verrnengung zwischen Bundesbetrieben 'alten Stils und den auf Grund der Ver..;. 

staatli~hungsgesetze vprstnatlichte:u Betriebe feststellen. Beide KatcBoricn 

fallen ebenso wie die Stnatsnonopole unter 'den Oberbegriff flversto.atlichtc 

Wirtschaft". Das in dem erwähntel'l Aufsatz gebrachte Zitat "Das Proc1uktivit&ts­

manko der verstaatlichtell Wirtschaft in Österreich dokunentiert sich in dem 

Betrieb!:labgängen. Mit AUi)nabrlc von Uunzal":.1t und 4IlOthcken sind alle B~dcsb()­

triebe passiv", bezieht sich - wie schon aus dessen Schlußsatz hervorgeht ... r..us­

sohliesslich alf die Bundesbetriebeo Über deren finanzielle Gebatungsergebnissc, 

insbesondere bei (len Österreiehischen Bundesbahncn oder bei den Bundestheat ern, 

hat die letzte Budgetdebntte ausführliche Aufschlüsse gegeben .. 

Was nun die verstaatlichten Betriebe im engeren Sinne anlangt, so 

stellt der angefochtene Artfkel ausdrücklich fest, dass sie cl t wenigen Aus­

nnhnen ak~iv sind; allerdings wird dabei die ebenfalls unbestreitbare Ein­

schränkung geflacht, da.ss jenes Ergebnis nur einer übergrossen Berücksichtig.1nc 

der verstaatlichten Betriebe in Ra.hnen der l:Tarshallhilfe zuzuschreiben· sei._ 
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2"Beiblatt 31"Mai 1950. 

Eine Kritik in der GeschäftsführiJ.l1ß der verstaatlicht en Betriebe 

und' ihre übersteigende InYestitionsplam:..ng, weit.ers die Ablehnung einer zu 

weit vorgeschrittenen Verstan.tl:l.chur:.ß der Il1dus t:di." .t1it dIen ihren Schwächen 

ist das Recht, ja die Pf lic11t aller Vel'ün tVlOl'tUllgscewusstcYl ohne Unterschied 

der politischen Einstellungo Ungleich Gchäl"fer in Fora und bre~ter im Ausn[!~s 

übt beispielsweise der Rechnungshof in seinen Tätigkeitsbericht über das Ver­

wo.ltungsjahr 1949 an den verstaatlichten Betrieben K:Htik, 'eine Kritik, der' 

von insgesamt 71 Seiten nicht welliger al.s24 Seiten gewidoet sind; unter an­

derem ist hier von einen f.1Cl.ngcl-haften Erzeugungsprogr.:u:1ln und verfehlter 

Planung die Rede .. Auf die Gefahr Von Fehlinvestitionen bei der eisenschai'fen-­

den Industrie in Hinblick auf eine spätere Weltkonju~ktur-Gestaltung hat­

weiters die Arbeitel'kanrler bei den cins.:;hlägigen Vcxhandlungen - wenigstens 

bis Noveobcr v.J. - konsequellt- verweisen lassem .. Sch1iesslich hat die 

1tArbeiter-Zeitung" bei einen verstae.tlichtcn Betrieb, insbesondere in NI' .303 

des Jahres 1949 u~d Nrol des Jahres 1950, über die innere Betricbskontrolle 

ein vernichtendes Urteil gefällt, "vas auch Imuw geeignet war, die Kredit­

fähigkeit jenes Untcrnclbr~ens zu stärken. Obwohl die Kritik der angeführten 

drei FL\ktoren viel schär fer ist, als die des angefochtenen Artikels 1 'war dnnaL:s 

von bewusster Kreditschä(ab~g, von einer Schädigung des Ansehens der Republik 

Österrei~h oder von einer Verleuodung der verstaatlichten Betriebe nirgends 

die Rede co Dass nebenbei den Kri tH:.crn eines Wirtschaftssystcns und seinen 
--' 

naturgegebenen Schattenseiten 01 t Massregelungcn gedroht wird, ist für 

das demokrat. ische österreich von heute jedenfalls ein Novum ... 

'Was den zw-eiten Punkt der Anfrage nach den Geldquellen der in Rede 

stehenden Zeitschrift anlangt, so Silld diese die Bezugsgebühren und Einnm.nen 

aus Inserflten~ Subventionen irgendwelcher l.xt bestehen nicht, fluch nic11.t seitens 

des Bundes. Im Gegenteil.. Der- Verlag der Zeitschrift rlUS ste sich vcrpflic~lten, 

eine von meinem Ressort angesprochene Anzahl zu einen ietrag, der unter dCfl 

ha.lben Ladenp: eis gelegen ist, für Pr'opagandaz\vecke zur Verfügung zu stellen 

und die Vertriebsmanipulation auf sich zu nehmen. Weitere Anfl'llgen l:1nbsll 01' ,;";~'" 

da.ssdem Verla.g a.uch von den in i!etracht konnenden Intez-essentenorganisatiollCll 

keinerlei Subventionl_ zufliesst, 
Zum Schlusse nöchte ich noch neinem grossen Bedauern Ausdruck geben, 

dass eine Begriffsveroengung der Herren Interpellanten ,Anlass war, zu ,dner in 
Wort und Gednnkenführung ungewöhnlichen l\.nfragc; wo doch aus deo Schlus sabsr.l.tz 
des rmgef'ochtcnen Artikels mi t aller Deutlichkeit hervorgeht, dass seine Tendenz. 
nicht Angriff, sondern Verständigung war und einer Zusäwocnarbeit unter Zurück­
stellungwirtschaf'tstc~l~ti.scher Dognen das Wort sprach .. 

Nach wie vor besteht für die Schriftleitung selbstverständlich 
die Weisung, sich jader parteipo1itischen Stelhmgnaboe zu enthaltenC),n 

~.-.-'1'-(t-
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